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ein, eine bloss stillere Katastrophe angesichts
ihres Führungsanspruchs in Staat und Gesellschaft.

Das schlau gemeinte Taktieren in der
Ausweglosigkeit enthielt sowohl Elemente der
Selbstdesavouierung als auch Elemente der
brutalen Machtdurchsetzung.

Die doppelte Strategie gegen die Streikenden
zeigte sich insbesondere in einem regional
unterschiedlichen Vorgehen.

In Stettin und Danzig wurden zwar die Werften

und Hafenanlagen von den Sicherheitskräften

umstellt, und die Geheimpolizei machte
Jagd auf die Aktivisten der Gewerkschaft, um
deren organisatorische Infrastruktur ausserhalb
der Betriebe zu zerstören, aber der Belegschaft
bot man gleichzeitig Verhandlungen an, unter
Offenlassung ihrer bis dahin als indiskutabel
hingestellten politischen Forderungen. Die
Polizei verzichtete darauf, die streikenden Arbeiter

direkt anzugreifen.

In Oberschlesien dagegen, das von der
Öffentlichkeit besser abgeschirmt ist, stürmten die
Sicherheitskräfte die Bergwerke eines um das
andere, wobei das Bergwerk «Manifest lipcowy»
ausgespart blieb, obwohl man im Sinne eines
Machtbeweises gerade hier das Exempel hätte
statuieren sollen. Zum Einsatz gelangten die
für ihre Brutalität berühmten ZOMO-Spezial-
truppen. Symptomatisch war es auch, dass die
Staatsanwaltschaft bekanntgab, sie werde auf
Strafverfahren gegen die gesetzwidrig Streikenden

verzichten. Die Rache an ausgesuchten
Anstiftern sollte wohl den Nacht-und-Nebel-Ak-
tionen des Sicherheitsdienstes vorbehalten bleiben.

Aber zur offiziellen Bestrafung von
Gesetzesbrechern fühlte man sich nicht stark

genug.

In dieser Lage wurde im Wallfahrtsort Tschen-
stochau die Erklärung des polnischen Eposko-
pates veröffentlicht, das sich deutlicher als in

den Jahren zuvor für die Rechte des
unterdrückten und ausgebeuteten Volkes einsetzte.

Unter anderem erklärten die Bischöfe: «Die
Ursache der gegenwärtigen Krise ist die Verletzung

der Menschenrechte und der Würde
menschlicher Arbeit.» Der «bewussten Lüge»
sei ein Ende zu setzen. «Das Leben des Volkes
muss auf der Wahrheit aufgebaut werden.
Man muss mit Drohungen und Gewalt aufhören

die Wege beschreiten, die zu einem
gewerkschaftlichen Pluralismus führen (was eine

Umschreibung für die Forderung nach
Wiederzulassung der Solidarnosc ist) .»

Inzwischen weitete sich die Streikbewegung auf
das Stahlwerk «Stalowa Wola» aus, und
andere Betriebe, wie die Braunkohlebergwerke in
Belchatow, kündeten Streikbereitschaft an.

Verhandlung
So sah sich die Führung dem doppelten Druck
von Arbeiterschaft und Kirche ausgesetzt,
Farbe zu bekennen, und reagierte mit dem ZK-
Plenum vom 27. und 28. August. Hier erfolgte
eine qualitative Wende.

General Czeslaw Kiszcak, der Innenminister
(Polizeiminister) anerbot sich zum Dialog mit
der Opposition, zum Gespräch «mit verschiedenen

Kreisen des Volkes von gleich zu
gleich».

Und dann folgte die mittelbare Anerkennung
der Solidarnosc wenigstens als Gesprächspartner.

Kiszcak empfing Lech Walesa. Die Erklärung,

dieser werde als blosse Persönlichkeit
empfangen und nicht in seiner Eigenschaft als

Sprecher der Solidarnosc, diente nur noch der
dürftigen Gesichtswahrung. Walesa anerkannte
den Tatbeweis und rief zur Beendigung des

Streiks auf. Die Solidarnosc hat den Fuss in die
amtliche Türe gesetzt. H

Umkehrbarer Dialog
zwischen oben und
unten.
(«Polityka»,
Warschau, 16. 7.1988)
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Vielleicht ist Ihnen bei den hiesigen Kommentaren

zum polnischen Geschehen aufgefallen,
wie häufig im Zusammenhang mit der neuen
Rolle der Solidarnosc das Wort «überraschend»

verwendet wurde, eventuell verbunden

mit gewundenen Erklärungen dafür,
warum das «überholte Symbol» die ihm
zugedachte Aufgabe des weiteren Absterbens nicht
erfüllt hat.

Hier will ich keineswegs mit einer falschen
Prognose rechten, sondern mit einer gefälschten
Diagnose. Sie ist grosso modo von den gleichen
Leuten vorgenommen worden, die schon
1980/81 die gewaltfreie gewerkschaftliche
Opposition in Polen «extremistisch» zu nennen
beliebten, weil diese in der Tat die Tendenz
hatte, die sozialistische Ordnung (eine weder
von den Werktätigen noch von den der sonstigen

Bevölkerung gutgeheissene Zwangsordnung)

in Frage zu stellen. Dann kam der
Militärputsch vom 13. Dezember 1981, den man
lebhaft bedauerte - nicht ohne Verständnis für
die Zwangssituation des Generals, der das

Land wenigstens vor dem Schlimmsten
bewahrt habe. Und dass es soweit hatte kommen
können, daran waren wiederum jene «Extremisten»

schuld, verbunden mit den wundersam
massgeblichen westlichen «Antreibern», weil ja
die polnische Bevölkerung unmöglich von
alleine die Nase voll haben konnte von der ganzen

sozialistisch verursachten Misere.

Dieser höheren Betrachtungsweise entsprach
dann auch eine ganze Interpretationsschule in
den Jahren danach und nahezu bis heute. Die
Solidarnosc war zwar, an den schnöden
Tatsächlichkeiten gemessen, verboten, verfolgt
und unterdrückt, aber man befand, dass sie
sich selber überlebt habe, krampfhaft an ihrem
Mythos festhalte und nicht zur Kenntnis nehmen

wolle, dass sich die Leute von ihrem unbe-
helflichen Treiben abgewandt hatten, das höchstens

noch von Reagan und Konsorten künstlich

am Leben gehalten werde.

Das war, ein bisschen verdeutlicht wiedergegeben,

die Diagnose, und ermöglicht wurde sie

dadurch, dass man es konsequent vermied, das

Hörrohr dort anzusetzen, wo den Polen das

Herz schlug.

Mit der objektiven Überraschung der
Solidarnosc-Wiedergeburt mag es sich verhalten, wie
es will, aber soweit es um die Gefühle des
polnischen Volks geht, ist sie geheuchelt. Das
polnische Volk insgesamt steht in Opposition zur
herrschenden Ordnung, und das war die ganze
Zeit über evident. Überraschend schnell ist
bloss dem Regime die Kraft ausgegangen, die
Evidenz zu leugnen, und das hat halt seine

Auswirkungen auf die westlichen Flankendeuter

vom «verblichenen Solidarnosc-Mythos».
Sie werden von der Wirklichkeit desavouiert,
in Polen nur unter anderem. Christian Brügger
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